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2011 wird die Berner Justiz mit der
neuen Justizreform grundlegend
umgestaltet: Statt 13 gibt es nur
noch 4 erstinstanzliche Zivil- und
Strafgerichte. In allen Zivilprozes-
sen wird eine Schlichtungsbehörde
dem Gerichtsprozess vorgeschal-
tet. Und Untersuchungsrichteräm-
ter und Staatsanwaltschaft ver-
schmelzen zur Einheitsbehörde
Staatsanwaltschaft, die untersucht,
anklagt und auch gewisse urteilen-
de Kompetenzen erhält.

Die grosse Reform macht aber
die Berner Justiz nicht billiger. Der
Regierungsrat rechnet für die künf-
tige Justiz mit 213,5 Stellen für
Richter,StaatsanwälteundSchlich-
tungsbehörde (ohne Gerichts-
schreiber und Kanzleipersonal).
Die heutige Justiz arbeitet mit 186

Die Justiz wird aufgerüstet
Der Grosse Rat genehmigt einstimmig das Dekret zur Justizreform 2011

Richter- und Staatsanwaltschafts-
stellen. Mit der Reform werden 27,5
Stellen neu geschaffen – die Kosten
steigen um rund 2,5 Millionen auf
37,5 Millionen Franken im Jahr.

Teurer –wegen des Bundes

Dass die Reform am Ende teurer
komme, liege an «den Bundesvor-
gaben», erklärte im Grossen Rat der
Justizkommissionspräsident Adri-
an Kneubühler (fdp, Nidau). Die
kantonalen Umstrukturierungen
hätten gewisse Spareffekte gehabt,
diese würden durch die bundes-
rechtlich vorgegebenen neuen Auf-
gaben aber «weggefressen».

Trotz neuen Ausgaben – eine
Diskussion gab es gestern im Gros-
sen Rat nicht. Der Rat genehmigte
das Dekret, das als Grundlage für
die Stellenschaffungen dient, mit
92 zu 0 Stimmen. Nur Samuel Leu-
enberger (bdp, Trubschachen)
mahnte noch, die Regierung möge
mit Blick auf die Finanzen «mass-
voll» mit Stellenbesetzungen in der
Justiz umgehen.

Das gestern beschlossene De-
kret enthält für alle Justizbehörden

Mehr Richter, mehr Staatsan-
wälte, neue Schlichtungs-
behörden. Die Berner Justiz
wird aufgerüstet – und kos-
tet künftig auch etwas mehr.

S T E F A N W Y L E R

«imSinneeinesPuffers»(Kneubüh-
ler) gewisse Reservestellen.

Die Regierung rechnet derzeit
mit folgenden Zahlen: Die neuen
regionalen Staatsanwaltschaften
sollen2011mit69Stellenausgestat-
tet werden. Heute zählen Untersu-
chungsrichterämter und Staatsan-
waltschaften 59,9 Stellen.

Zu viele Richter?

Die neuen 4 Straf- und Zivilge-
richte erhalten 66 Richterstellen,
die heutigen 13 Gerichte rechnen
mit 69 Richterstellen. Justizintern
ist allerdings umstritten, ob effektiv
noch 66 Richterstellen nötig sind,
da die urteilenden Gerichte mit
derReformmehrfachentlastetwer-
den. Die Leitung der Staatsanwalt-
schaft jedenfalls hält die Dotierung
der Gerichte für zu hoch, wie Kneu-
bühler gestern sagte. Ob wirklich
mit 66 erstinstanzlichen Richtern
gestartet wird, ist daher noch offen.

Für die neuen Schlichtungsbe-
hörden sind 13,5 Stellen vorgese-
hen. Obergericht (neu: 21) undVer-
waltungsgericht (neu: 22) werden
um 1 bzw. 2 Stellen aufgestockt.

JUSTIZ Der Grosse Rat hat gestern
den 57-jährigen Rolf Grädel (svp)
zum neuen Generalprokurator ge-
wählt, dem obersten Staatsanwalt
im Kanton Bern. Grädel wird in
diesem Amt Markus Weber (svp)
ablösen, der auf Ende Jahr zurück-
getreten ist. Rolf Grädel war lange
Jahre Untersuchungsrichter und
Gerichtspräsident in Bern, bevor er
2001 zum stellvertretenden Gene-
ralprokurator des Kantons Bern ge-
wählt wurde.

Die gestrige Wahl war eine Aus-
marchung zwischen den beiden
heutigen Generalprokurator-Stell-
vertretern, dem Berner Rolf Grädel
und dem vier Jahre älteren Appen-
zeller Felix Bänziger, der in den
1990er-Jahren Stellvertreter von
Bundesanwältin Carla Del Ponte
war. Beide Bewerber wurden von
den Fraktionssprechern als ausge-
zeichnete Kandidaten gelobt. SVP-
Mann Grädel wurde von SVP, FDP
und BDP unterstützt, der parteilo-
se Bänziger von SP und Grünen.
Grädel wurde schliesslich mit 81
Stimmen gewählt, Bänziger erhielt
63 Stimmen.

Guéra wird Oberrichter,
Grädel Generalprokurator

In einer zweiten Wahl hat der
Grosse Rat gestern mit Jean-Philip-
pe Guéra (bdp) auch einen neuen
Oberrichter gekürt. Der 51-jährige
Guéra war der einzige Kandidat,
und er wurde mit 123 Stimmen klar
gewählt.

Jean-Philippe Guéra war von
1994 bis 2002 Gerichtspräsident in
Aarberg, seit 2002 arbeitet er als
Staatsanwalt der Region Bern-Mit-
telland. Mit Guéra erringt die BDP
ihrenerstenSitzamBernerOberge-
richt. Dort ersetzt er den auf Ende
Jahr zurücktretenden Thomas
Maurer (svp). (sw)

Rolf Grädel J.-Philippe Guéra

GROSSER RAT Geht es um die
Schwarzen Schwäne, gehen in der
Stadt Thun schon mal die Wogen
hoch. Nicht so im Kantonsparla-
ment: Die Motion der beiden SVP-
Grossräte Andreas Lanz und Carlo
KilchherrausThun,diedenAufent-
haltvon10bis15TierenaufdemSee
forderten, wurde vom Grossen Rat
diskussionslos mit 83 zu 8 Stimmen
bei 21 Enthaltungen überwiesen
und gleichzeitig abgeschrieben.
Damit hielt sich das Parlament an
die Empfehlung der Regierung. Der
Regierungsrat hielt in seiner Moti-
onsantwort fest, dass die zuständi-
gen kantonalen Stellen den be-
stehenden Spielraum auf pragma-
tische Art und Weise ausgeschöpft
hätten, indem sie die Haltung von
maximal zehn Tieren auf dem
Thunersee ermöglichten. Ob der
Schwanenbesitzer davon Ge-
brauch machen wolle, liege aller-
dings nicht im Einflussbereich der
Regierung. Schwarzschwanzüch-
ter Markus Krebser hat die Tiere
jüngst dem Verein «Thunersee –
Schwanensee» übergeben. Jener
wiederumhatdieTiereaneinenun-
bekannten Ort gebracht. (gum)

Kein Disput um
Schwarzschwäne
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